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QUEDLINBURG/MZ. Ein Drei-
klang von modernem Industrie-
park, regenerativem Energie-
park und Weiterverwendung
entstehender Abwärme im
kommunalen Wärmemanage-
ment – so beschreibt Quedlin-
burgs Oberbürgermeister Frank
Ruch (CDU) das Zukunftspro-
jekt Morgenrot, das private In-
vestoren umsetzen möchten.
Werde es realisiert, sei das für
die Stadt langfristig mit Einnah-
men von mehr als einer Million
Euro pro Jahr verbunden, so
Ruch. Um Baurecht schaffen zu
können, sollen der Flächennut-
zungsplan geändert und ein Be-
bauungsplan aufgestellt wer-
den. Doch dafür sind Vorausset-
zungen zu erfüllen.

Das soll nun zunächst für
einen Teil des Zukunftsprojekts
angestrebt werden: das etwa
353 Hektar große Industrie- und
Gewerbegebiet. Denn dieses
Vorhaben stimmt nicht mit dem
Regionalen Entwicklungsplan
Harz überein. Der weist einen

Großteil der angedachten Flä-
chen – rund 270 Hektar – als
Vorranggebiet für Landwirt-
schaft aus. Das zu ändern,
möchte die Stadt bei der Regio-
nalen Planungsgemeinschaft
beantragen. Dabei geht es aus-
schließlich um die Flächen für
das Industrie- und Gewerbege-
biet, sagte Stadtplanerin Marion
Jantsch. Für den geplanten
Energiepark sei ein zweiter An-
trag notwendig.

Reinhard Fiedler (AfD)
sprach sich gegen eine Freigabe
von Ackerboden für Industrie
und Gewerbe aus und sah zu-
dem eine Umwandlung „als Ein-
gangsportal für benachbarte
Flächen für Photovoltaik und
Windräder“, die die Fraktion ab-
lehne. Ulrich Thomas (CDU)
verwies darauf, dass die Stadt
an einer Weiche stehe wie in
den 1990er Jahren, auf fehlende
Industrie und fehlende Mittel.
„Jetzt haben wir wieder die
Chance“, so Thomas. „Natürlich“,
so Frank Ruch, sei die aktuelle
„auch eine Richtungsentschei-
dung“ für das Projekt insgesamt,
„ohne erneuerbare Energien
werden wir keine Ansiedlung
bekommen.“

Auf Nachfrage von Birgit Vo-
igt (SPD) zur Einbeziehung und
Information der Bürger verwies
Ruch erneut auf die Sitzung des
Stadtrates am 16. September,
auf der gemeinsam mit den In-
vestoren informiert werde.

Marion Jantsch erinnerte an
die gesetzlich vorgeschriebene
Beteiligung der Öffentlichkeit;
eine erste sei bereits nach den
Beschlüssen zur Einleitung der
Planung erfolgt, die Unterlagen
hätten ausgelegen.

Letztlich beschloss der Stadt-
rat mit 13 Ja- und 10 Neinstim-
men bei 6 Enthaltungen, dass
ein Antrag bei der Regionalen
Planungsgemeinschaft gestellt
wird. Zuvor hatte der Bauaus-
schuss das mehrheitlich befür-
wortet.

Ackerland
für Industrie
und Gewerbe?
Für Zukunftsprojekt
Morgenrot soll Bau-
recht erwirkt werden.

Frank Ruch
Oberbürgermeister

„Natürlich ist
die aktuelle eine
Richtungsent-
scheidung.“


